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Schweiz

Der Verein Schweizer Hanf-Freunde 
(VSHF) setzt sich seit 1989 für die Frei-
gabe von Hanfprodukten und den freien 
Hanfanbau ein. Um auf ihr Anliegen auf-
merksam zu machen, greifen sie mit-
unter zu fragwürdigen Methoden: Am 
vergangenen Sonntag, 27. Januar, ver-
sandte der Verein eine Pressemitteilung 
mit dem Titel «Judenverfolgung modern 
heisst Hanfverfolgung». Am 27. Januar 
1945 wurde das KZ Auschwitz-Birkenau 
durch die Rote Armee befreit, die UNO 
erklärte das Datum vor einigen Jahren 
zum Internationalen Tag des Gedenkens 
an die Opfer des Holocaust. Der VSHF er-
nennt den Tag nun zum «Schweizer Ge-
denktag für die Opfer der Hanffeindlich-
keit», weil die «jüdisch geborene Volksge-
sundheitsministerin Ruth Dreifuss 1997 
den heimischen Hanf aus der Liste der 
krankenkassenpflichtigen Medikamente 
entfernen liess». Das Schreiben soll an 
«den seit dem Zweiten Weltkrieg von  
jüdisch-nordamerikanischen Kreisen (Ni-
kotin-, Alkohol-, Papier-, Dünger- und 
Brennstoffindustrie) aus Konkurrenz-
gründen motivierten, weltweit betriebe-
nen Antihanfwahn erinnern».

«Ich finde diese Gleichsetzungen gro-
tesk, schockierend und deplatziert», 
sagt Jonathan Kreutner, Generalsekretär 
des Schweizerischen Israelitischen Ge-
meindebunds (SIG), gegenüber dem TA. 
Wer hinter dem in St. Gallen domizilier-
ten VSHF steckt, ist auf der Website 
nicht ersichtlich. Der Verein ist schon 
1994 mit antisemitischen Äusserungen 
aufgefallen. (mso)

Antisemitische 

Hanffreunde

Abstimmung

«Volkswahl des Bundesrats» 
kommt am 9. Juni an die Urne
Die eidgenössische SVP-Initiative «Volks-
wahl des Bundesrats» sowie die Asylge-
setzrevision kommen am 9. Juni 2013 
vors Volk. Auf diese Themen hat sich am 
Mittwoch der Bundesrat geeinigt. Weil 
das Parlament die Änderung des Asylge-
setzes am 28. September 2012 mit einer 
Dringlichkeitsklausel versah, muss in-
nerhalb eines Jahres über das Referen-
dum abgestimmt werden. Das gleichzei-
tig eingereichte Referendum gegen die 
Revision des Epidemiengesetzes kommt 
deshalb später zur Abstimmung. (SDA)

Mehrwertsteuer

Bundesrat will reduzierten 
Steuersatz erhöhen
Künftig soll es nur noch zwei statt drei 
Mehrwertsteuersätze geben. So wollte 
es das Parlament. Nun hat der Bundes-
rat aufgezeigt, wie er den Auftrag umset-
zen will: Er schlägt vor, den reduzierten 
Steuersatz von heute 2,5 Prozent auf 2,8 
oder auf 3,8 Prozent zu erhöhen. Im eid-
genössischen Parlament dürften die Vor-
schläge einen schweren Stand haben. 
Die grossen Parteien haben in ersten Re-
aktionen mehrheitlich ihre Ablehnung 
signalisiert. Nur die CVP ist zufrieden, 
offen zeigt sich die SVP. (SDA)

Medien

AZ Medien und Südostschweiz 
kooperieren am Sonntag
Das Aargauer Verlagshaus AZ  Medien 
und die Bündner Südostschweiz Medien 
kooperieren bei ihren Sonntagszeitun-
gen. «Der Sonntag» und «Die Südost-
schweiz am Sonntag» erscheinen ab dem 
24. März neu unter dem gemeinsamen 
Titel «Schweiz am Sonntag». (SDA)

Parteien

BDP ist nicht mehr im 
Freiburger Kantonsparlament
Die BDP ist nach rund einem Jahr bereits 
nicht mehr im Freiburger Kantonsparla-
ment vertreten. Grossrätin Susanne 
Aebi scher und Grossrat Linus Hayoz 
wechseln beide zur CVP. «Der Entscheid 
ist keine wirkliche Überraschung und 
hat sich nach ihrem versuchten Putsch 
vergangenen November abgezeichnet», 
bestätigte Parteipräsident Sandro Ar-
cioni eine Meldung von Radio SRF 1. Ar-
cioni spielte damit auf ein seit Monaten 
andauerndes, parteiinternes Hickhack 
an, in dessen Verlauf fünf von acht Par-
teivorstandsmitgliedern den Posten 
räumten, darunter auch der damalige 
Parteipräsident Thomas von Dach. Die 
BDP hatte in Freiburg Ende 2011 auf An-
hieb zwei Sitze errungen. (SDA)

Nachrichten

Von Christian Brönnimann, Bern
Economiesuisse zeichnet ein düsteres 
Bild für die Zukunft der Schweiz, sollte 
der Atomausstieg wie vom Bundesrat 
skizziert umgesetzt werden: Es drohe ein 
Rückgang des Bruttoinlandprodukts von 
bis zu 25 Prozent und eine Verdoppelung 
der Arbeitslosenquote, sagte Verbandsdi-
rektor Pascal Gentinetta gestern vor den 
Medien. Die bundesrätliche Energiestra-
tegie führe in eine wirtschaftliche Sack-
gasse und sei deshalb abzulehnen.

Seine Haltung stützt der Wirtschafts-
verband mit einer neuen Studie, die er 
bei der Konjunkturforschungsstelle 
(KOF) der ETH Zürich in Auftrag gege-

ben hatte. Bei dieser Studie hätten die 
Wissenschaftler realistischere Annah-
men als der Bund verwendet, begrün-
dete Gentinetta die nun dramatischen 
Einschätzungen. So setze der Bundesrat 
beispielsweise neue Technologien vor-
aus, deren Einsatz ungewiss sei. 

Die KOF-Studie hingegen simuliert 
die Folgen verschiedener Instrumente, 
inklusive happiger Benzinpreiserhö-
hung, implementiert auf die Situation 
im Jahr 2000. Nur so könnten Prognose-
unsicherheiten ausgeschlossen werden, 
erklärt Studienverfasser und ETH-Pro-
fessor Peter Egger. Die Methodik be-
deute aber auch, dass mit der Studie 
keine Vorhersagen für die Zukunft ge-
macht werden könnten.  

«Absolut unrealistisch»
Die Studie und deren weitgehende Inter-
pretation zeigt exemplarisch, wie der-
zeit versucht wird, mit wissenschaftli-
chen Befunden Politik zu machen. Mehr 
als ein Dutzend grössere Untersuchun-
gen sind seit dem Atomausstiegsent-
scheid erschienen, jede mit anderem 
Auftraggeber und Fokus. Da den 
Überblick zu bewahren, ist schwierig.

Versucht hat es der alternative Wirt-
schaftsverband Swisscleantech, der 
heute Donnerstag seine vergleichende 
«Metastudie» präsentieren will. Das Fazit 
ist aber schon klar. Und es fällt ganz an-
ders aus als der Befund von Eco no mie-
suisse. «Mit unserer Analyse können wir 
aufzeigen, dass die Energiewende tech-
nisch möglich ist und richtig umgesetzt 
volkswirtschaftliche Vorteile bringt», 
sagt Verbandspräsiden Nick Beglinger. 
Mit der KOF-Studie werde die Bevölke-
rung hingegen für dumm verkauft.

Die Kritik fusst auf drei Punkten. Ers-
tens, dass das Datenmaterial aus dem 
Jahr 2000 stammt, als die Kosten für So-
larstrom noch viel höher waren. Zwei-
tens, dass das KOF-Modell bis 2050 kei-
nen technischen Fortschritt annimmt. 
Und drittens, dass die Veränderungen 
nicht sukzessive, sondern auf einen 
Schlag implementiert werden. All das sei 
«absolut unrealistisch», sagt Beglinger.

Studienverfasser Egger verteidigt 
sich: Es sei natürlich klar, dass die Reali-
tät anders aussehen werde. Doch wolle 
er auch gar nicht die Realität vorweg-
nehmen, sondern lediglich aufzeigen, in 
welchem Umfang technischer Fort-
schritt nötig wäre, um Effekte der Ener-
giestrategie 2050 auszugleichen.

Glaubwürdigkeit in Gefahr
Doch nicht nur die politische Gegenseite 
hat Vorbehalte gegenüber der KOF-Stu-
die. Auch ETH-Kollegen zweifeln an de-
ren Gehalt. Zu ihnen gehört Professor 
Anton Gunzinger vom Institut für Elekt-
ronik. Er hat selber Modellrechnungen 
angestellt und kürzlich in Fachkreisen 
präsentiert. Sein Befund: Die Wahl der 
Stromquellen im Jahr 2050 hat fast keine 
volkswirtschaftlichen Auswirkungen.

Die Studie von Kollege Egger sei me-
thodisch zwar «topseriös», attestiert 
Gunzinger. Aber die Fragestellung sei 
falsch. «Das dürfte man so eigentlich 
nicht machen.» Die Fragestellung sei 
einzig auf das gewünschte Resultat aus-
gerichtet. Als Wissenschaftler müsse 
man aufpassen, nicht instrumentalisiert 
zu werden, sagt Gunzinger weiter. Denn 
wenn dieser Eindruck entstehe, schade 
das nicht nur dem Ansehen der Wissen-
schaft, sondern auch der Glaubwürdig-
keit der Auftraggeber. Wie viel Econo-
miesuisse für die KOF-Studie bezahlt 
hat, gibt der Verband nicht bekannt.

Krieg der Studien
Economiesuisse lehnt die Energiestrategie 2050 ab und warnt vor einem Einbruch der Wirtschaft.  
Der Verband stützt sich dabei auf eine ETH-Studie, die selbst innerhalb der Hochschule umstritten ist.

Die Erneuerung des Stromnetzes ist eine der grossen Herausforderungen beim Atomausstieg. Foto: Sigi Tischler (Keystone)

Der Bundesrat ermöglicht 
den Netzbetreibern  
happige Mehreinnahmen – 
zulasten der Haushalte und 
des Gewerbes. 

Von Patrick Feuz, Bern
Für das Kapital, das in Stromnetzen 
steckt oder in neue Netze investiert wird, 
erhalten die Investoren künftig mehr 
Zins. Dies ermöglicht der Bundesrat mit 
der gestern beschlossenen Änderung der 
Stromversorgungsverordnung. Dank der 
darin verankerten neuen Berechnungs-
formel fliessen jährlich rund 108 Millio-
nen Franken mehr in die Kassen der 
Stromkonzerne, lokalen Elektrizitäts-
werke und nationalen Netzgesellschaft 
Swissgrid. Finanziert wird der Zustupf 
durch die Endkunden via Strompreis. Ein 
Haushalt mit durchschnittlichem Ver-
brauch zahlt pro Jahr – grob geschätzt – 
acht Franken mehr für Strom.

Das Geld sollen die Stromkonzerne 
laut Bundesrat für die Erneuerung und 
den Ausbau des Stromnetzes verwenden. 
Der Atomausstieg erhöht den Investi-
tionsbedarf zusätzlich, da unregelmässig 

anfallende und dezentral hergestellte So-
lar- und Windenergie für das Netz tech-
nisch eine grosse Herausforderung sind. 
Der Verband der Elektrizitätsunterneh-
men schätzt die bis 2050 nötigen Investi-
tionen auf 60 bis 70 Milliarden.

Über die höhere Verzinsung ärgern 
sich Konsumentenschützer und Gewerb-
ler. Der Bundesrat gewähre den Strom-
konzernen eine «bedingungslose Rendite 
auf alten Anlagen», kritisiert Henrique 
Schneider vom Gewerbeverband. Denn 
es sei nicht garantiert, dass die höheren 
Gewinne zu Investitionen führten. Die 
neue Verzinsungsformel sei offensicht-
lich ein «Zückerchen» für die Stromwirt-
schaft, damit diese den Atomausstieg 
mittrage, so Schneider. Viele KMU fürch-
ten jede Strompreiserhöhung; anders als 
Grossunternehmer profitieren sie nicht 
von Spezialpreisen. 

Zur Befürchtung, dass die Mehrein-
nahmen in höhere Dividenden statt in In-
vestitionen fliessen könnten, sagt Mari-
anne Zünd vom Bundesamt für Energie: 
«Es wird Aufgabe der Regulierungsbe-
hörde Elcom sein, dafür zu sorgen, dass 
das Geld ins Netz investiert wird.» Sie 
habe den gesetzlichen Auftrag, über die 
Versorgungssicherheit zu wachen.

Höherer Strompreis

«Zückerchen» für die Strombranche

Noch vor der Anklage im 
Missbrauchsfall H. S. treten 
Behindertenverbände vor 
die Medien: Sie fordern die 
Kantone zur Mitarbeit auf.

Von Anita Bachmann 
2011 hatte die Polizei den Fall publik 
 gemacht: Der Sozialhilfetherapeut miss-
brauchte während 30 Jahren über 
100 Kinder und Erwachsene in neun ver-
schiedenen Institutionen, die meisten 
davon im Kanton Bern. Gestern nun prä-
sentierte die verbandsübergreifende 
Arbeitsgruppe Prävention vor den Me-
dien die Bilanz ihrer Arbeit.

Nach Bekanntwerden des Falls ent-
warfen der Heimverband Bern und elf 
nationale Verbände wie Insos, Procap 
oder Curaviva eine Charta mit zehn 
Standards. Diese soll mithelfen, künftige 
Missbräuche zu verhindern. «Die Umset-
zung ist im Gang», sagte Ueli Affolter, 
Geschäftsführer des Heimverbands 
Bern. Einen Einblick in die alltägliche 
Praxis gewährte Kathrin Wanner, Ge-
schäftsführerin Behindertenwerke Ober-

emmental. Die Charta sei ein gutes In-
strument für die Prävention von Miss-
brauch. So sei es mittlerweile normal, 
dass man bei Anstellungen einen Straf-
registerauszug verlange, zwei Referen-
zen einhole oder man sich vermehrt mit 
früheren Arbeitergebern vernetze. Häu-
figes Wechseln der Arbeitsstelle werde 
hinterfragt und dem Interpretieren der 
Arbeitszeugnisse werde viel Aufmerk-
samkeit beigemessen. «Das Schreiben 
von Zeugnissen ist aber eine grosse 
 Herausforderung, vor allem wenn es 
Auffälligkeiten gab», sagte Wanner. 

H. S. blieb unter anderem so lange 
unentdeckt, weil er geschönte Zeugnisse 
erhielt. Dadurch konnte er immer wie-
der die Stelle wechseln und sich so Zu-
gang zu neuen Opfern verschaffen.

Anklopfen an der Toilette
«Es wäre elegant, wenn ich heute sagen 
könnte, wir hätten alles im Griff», er-
klärte Ueli Affolter. Dass es in vielen Be-
reichen noch Herausforderungen zu be-
wältigen gibt, zeigt etwa das Beispiel von 
Procap, die Selbsthilfe- und Mitglieder-
organisation für Menschen mit Behinde-
rung. Bei Procap stellten 1500 Freiwillige 

und Ehrenamtliche ihre Zeit zur Verfü-
gung. Sie alle müssten von der Charta ge-
hört haben, denn bei geselligen Anlässen 
gerate man schnell in Graubereiche, 
sagte Esther Gingold, Geschäftsleitungs-
mitglied bei Procap. Ein grosses Thema 
sei die Frage nach dem Strafregisteraus-
zug. «Wir können diesen nicht von lang-
jährigen Freiwilligen verlangen.» Trotz-
dem sei die Charta ein taugliches Instru-
ment. So habe jede Sektion eine Person 
in die Schulung zum Thema geschickt. Da 
gehe es auch um einfache Dinge: «Man 
geht nicht ohne anzuklopfen in die Toi-
lette, um jemandem zu helfen.»

Erste Erfahrungen seien auch mit der 
internen Meldestelle für Mitarbeitende 
gesammelt worden. «Es ist nicht immer 
einfach, wenn man Opfer oder Täter 
kennt», sagte Gingold. Deshalb brauche 
es darüber hinaus externe Meldestellen. 
Das ist die Hauptforderung der Arbeits-
gruppe an die Kantone: Von der Idee 
einer zentralen externen Meldestelle hat 
sich die Arbeitsgruppe bereits verab-
schiedet, die Zuständigkeit liege bei den 
Kantonen. Affolter wünscht sich, dass die 
Sozialdirektorenkonferenz (SODK) die 
Schaffung der kantonalen externen Mel-

destellen koordiniere, wo sich Mitarbei-
tende von Institutionen bei Verdacht auf 
Missbrauch melden könnten. Jeder Kan-
ton habe seit Inkraftsetzung des Opfer-
hilfegesetzes für Delikte im Bereich der 
sexuellen Gewalt eine Beratungsstelle, 
erklärte SODK-Generalsekretärin Mar-
grith Hanselmann dazu. Diese könne je-
derzeit in Anspruch genommen werden. 
Darüber hinaus gebe es Kantone, die zu-
sätzliche Angebote offerierten. So hätten 
etwa Verbände im Behindertenbereich in 
den Halbkantonen Basel auf Eigeninitia-
tive eine Ombudsstelle eingerichtet.

Meldestellen bekannt machen
Auch im Kanton Bern existiert die Mel-
destelle bereits. Sie ist bei der Ombuds-
stelle für Alters-, Betreuungs- und Heim-
fragen angegliedert. Ombudsfrau And-
rea Lanz sagt, die Stelle müsse besser 
bekannt gemacht werden. «Es besteht 
ein unbrauchbarer Flickenteppich», be-
mängelt Ueli Affolter. So gebe es auch 
grosse Kantone wie Zürich, die gar keine 
Meldestellen hätten, in anderen Kanto-
nen existierten dagegen mehrere und 
niemand wisse, bei welcher man sich 
nun melden solle.

Charta soll Missbrauchsgefahr bei Behinderten reduzieren
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